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BEWAHREN SIE DEN ÜBERBLICK

Wie bewältigen Sie die Flut an neuen Gesetzen, 
Gesetzesanpassungen und geplanten Neuregelungen?
Wie stellen Sie sicher, notwendige Massnahmen 
 rechtzeitig einzuleiten?

Unser Tipp:
Sparen Sie Zeit und bewahren Sie den Überblick 
dank der Chronik Steuern & Recht von BDO.

Hier erfahren Sie unmittelbar nach den Sessionen 
der eidgenössischen Räte von den aktuellsten 
Entwicklungen – klar strukturiert und auf das 
Wesentliche reduziert. So stellen Sie sicher, 
nichts zu verpassen und Relevantes umzusetzen.
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Wichtiger Hinweis:
Diese Publikation will einen Überblick vermitteln; sie 
 enthält Informationen allgemeiner Art und kann eine 
individuelle Abklärung nicht ersetzen. Anpassungen 
 gegenüber der letzten Ausgabe sind blau markiert, 
um  unseren regelmässigen Leserinnen und Lesern die 
Lektüre zu erleichtern. Die nachstehenden Informationen 
 stammen von den offi ziellen Internetseiten des Bundes 
(Parlament, Bundesgericht, Verwaltung) und wurden am 
genannten Datum aktualisiert.



INKRAFTTRETEN

Sie finden in der folgenden Übersicht die wichtigsten 
 Gesetze und Verordnungen des Bundes, die kürzlich in Kraft 
getreten sind bzw. demnächst in Kraft treten werden. Das 
Datum des Inkrafttretens ist in Klammern angegeben, eben-
so der Verweis auf die Bekanntmachung in der amtlichen 
Sammlung (AS).

• Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und 
 Geschäftsräumen (VMWG) (01.06.2020) (AS 2020 1511)
Ein Energiespar-Contracting liegt vor, wenn ein Dienstleister sich 
gegen Vergütung verpfl ichtet, den Energieverbrauch einer Lie-
genschaft durch geeignete Energiesparmassnahmen zu senken. 
Der Vermieter kann unter gewissen Bedingungen die im Rahmen 
eines Energiespar-Contractings anfallenden Kosten während 
höchstens 10 Jahren als Nebenkosten in Rechnung stellen.

• Bundesgesetz über die Gleichstellung von Frau und Mann 
(Gleichstellungsgesetz, GIG) (01.07.2020) (AS 2019 2815)

• Verordnung über die Überprüfung der Lohngleichheitsanalyse 
(01.07.2020) (AS 2019 2819)
Der Bundesrat hat am 05.07.2017 eine Botschaft betreffend 
eine Änderung des Gleichstellungsgesetzes verabschiedet. 
Diese Änderung verfolgt das Ziel, mit zusätzlichen staatlichen 
Massnahmen die Lohngleichheit zwischen Frauen und Männern 
zu verwirklichen. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, die 50 
oder mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäf-
tigen, werden gesetzlich dazu verpfl ichtet, alle 4 Jahre eine 
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Lohngleichheitsanalyse durchzuführen und diese überprüfen zu 
lassen. Der Ständerat hat am 29.05.2018 die Vorlage ange-
nommen. Sowohl private wie auch öffentliche Unternehmen 
ab 100 Mitarbeitenden müssen eine Lohngleichheitskontrolle 
durchführen und diese überprüfen lassen. Der Nationalrat hat 
am 25.09.2018 entschieden, dass es sich um 100 oder mehr 
Vollzeitstellen handelt. Lernende werden nicht angerechnet. 
Der Ständerat hat am 28.11.2018 entschieden, dass die Pfl icht 
ab 100 Arbeitnehmenden bestehen soll. Der Nationalrat ist am 
03.12.2018 dem Ständerat gefolgt. Das Bundesgesetz wurde 
in der Schlussabstimmung vom 14.12.2018 angenommen. Die 
Gültigkeitsdauer des Abschnitts Lohngleichheitsanalyse und 
Überprüfung ist auf 12 Jahre ab Inkrafttreten befristet. Die 
Verordnung gilt bis zum 30.06.2032. Sie regelt vor allem die 
Ausbildung der leitenden Revisorinnen und Revisoren, die eine 
Überprüfung der Lohngleichheitsanalyse nach Artikel 13e GlG 
durchführen. 

• Grundbuchverordnung (GBV) (01.07.2020) (AS 2019 3049)
Die Verordnung führt neue Bestimmungen für den elektroni-
schen Zugang zu Grundbuchdaten ein. Demnach können die 
Kantone künftig berechtigten Behörden und Eigentümerinnen 
und Eigentümern beispielsweise einen elektronischen Zugang zu 
Belegen ermöglichen. 

• Bundesgesetz über die Revision der Quellenbesteuerung des 
Erwerbseinkommens (01.01.2021) (AS 2018 1813)

https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2020/1511.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2019/2815.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2019/2819.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2019/3049.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2018/1813.pdf
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• Verordnung über die Anpassung von Verordnungen an die 
Revision der Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens 
(01.01.2021) (AS 2018 1827)

• Verordnung des EFD über die Quellensteuer bei der direkten 
Bundessteuer (Quellensteuerverordnung, QStV) (01.01.2021) 
(AS 2018 1829)
Diese neuen gesetzlichen Bestimmungen zielen darauf ab, die 
Möglichkeit für die in der Schweiz wohnhaften Quellenbe-
steuerten zu erhöhen, ordentlich besteuert zu werden. Diese 
Möglichkeit haben ebenfalls Steuerpfl ichtige, die der Quellen-
steuer unterworfen und nicht in der Schweiz wohnhaft sind, 
aber einen grossen Teil ihres weltweit erzielten Einkommens 
dort erwirtschaften. Das Gesetz unterscheidet zwischen der 
obligatorischen nachträglichen ordentlichen Veranlagung und 
jener auf Gesuch. 

• Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB) 
(01.01.2021) (AS 2020 641)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 15.02.2017 eine Bot-
schaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes über das öffentliche 
Beschaffungswesen übermittelt. Die Grundlagen des öffentli-
chen Beschaffungsrechts fi nden sich im WTO-Übereinkommen 
über das öffentliche Beschaffungswesen (GPA), das auf Bun-
desebene durch das Bundesgesetz über das öffentliche Be-
schaffungswesen und die zugehörige Verordnung sowie von 

den Kantonen durch die Interkantonale Vereinbarung über das 
öffentliche Beschaffungswesen umgesetzt wird. Aufgrund der 
2012 abgeschlossenen Revision des GPA sind Anpassungen im 
nationalen Recht erforderlich. Gleichzeitig sollen die Beschaf-
fungsordnungen von Bund und Kantonen einander inhaltlich 
soweit möglich und sinnvoll angeglichen werden. Der Natio-
nalrat hat das Bundesgesetz abweichend vom Entwurf am 
13.06.2018 angenommen. Der Ständerat hat am 10.12.2018 
über die Vorlage diskutiert. Es bleiben aber zahlreiche Differen-
zen. Der Nationalrat hat am 07.03.2019 beschlossen, dass der 
Bund bei der Vergabe von Aufträgen das Preisniveau in ande-
ren Ländern nicht berücksichtigen muss. Dies wäre mit einem 
zu grossen bürokratischen Aufwand verbunden, befand er. Es 
bleiben folglich weitere Differenzen bestehen. Der Ständerat 
hat am 05.06.2019 beschlossen, dass bei Beschaffungen auch 
die Kaufkraft in jenem Land berücksichtigt werden muss, in dem 
eine Leistung erbracht wird. Bei dieser umstrittensten Frage 
beharrte der Nationalrat am 12.06.2019 auf seinem Stand-
punkt. Der Ständerat hat seine Entscheidung am 13.06.2019 
bestätigt. Beide Räte haben sich am 19.06.2019 auf einen 
Kompromiss geeinigt. Auf  Antrag der Einigungskonferenz bleibt 
der  «Heimatschutz-Artikel» im Gesetz, jedoch unter dem 
Vorbehalt der internationalen Verpfl ichtungen der Schweiz. 
Das Gesetz wurde in der Schlussabstimmung vom 21.06.2019 
angenommen. 

• OR. Handelsregisterrecht (01.01.2021) (AS 2020 957)

• Handelsregisterverordnung (HRegV) (01.01.2021)                  
(AS 2020 971)

• Verordnung über die Gebühren für das Handelsregister 
 (GebV-HReg) (01.01.2021) (AS 2020 993)
Diese neuen gesetzlichen Bestimmungen sehen insbesondere 
die Identifizierung von natürlichen Personen durch die syste-
matische Verwendung der AHV-Nummer vor, die jedoch nicht 
öffentlich ist, um so die Qualität und Aktualität der persön-
lichen Daten in der gesamten Schweiz zu gewährleisten. Die 
Umsatzschwelle für die Eintragung eines Einzelunternehmens 
im Handelsregister bleibt bei CHF 100’000. Von dieser Pfl icht 
ausgenommen sind die Angehörigen der freien Berufe sowie die 
Landwirte, falls sie keine nach kaufmännischer Art geführtes 
Gewerbe betreiben. Die Artikel 928b (zentrale Datenbanken) 
und 928c (AHV Versichertennummer und Personennummer) 
OR treten am 01.04.2020 in Kraft, die übrigen Bestimmungen 
am 01.01.2021.

https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2018/1827.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2018/1829.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2020/641.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2020/957.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2020/971.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2020/993.pdf


REFERENDUMSFRIST

Sie finden in der folgenden Übersicht die wichtigsten vom 
Parlament verabschiedeten und dem Referendum unterste-
henden Bundesgesetze, deren Referendumsfrist noch nicht 
abgelaufen ist bzw. deren Inkrafttreten noch nicht bestimmt 
wurde. Das Ablaufdatum der Referendumsfrist ist in Klam-
mern angegeben, ebenso der Verweis auf die Bekanntma-
chung im Bundesblatt (BBl).

• Schweizerisches Zivilgesetzbuch (Mitteilung von Erwachsenen-
schutzmassnahmen) (07.04.2017) (BBl 2016 8893)
Wenn die Erwachsenenschutzbehörde eine Massnahme anord-
net, ändert oder aufhebt, kommuniziert sie ihren Entscheid, 
sobald dieser vollstreckbar ist, sofort dem Zivilstandsamt, der 
Wohnsitzgemeinde, dem Betreibungsamt des Wohnsitzes der 
betroffenen Person sowie der ausstellenden Behörde. Es geht 
hierbei darum, die Tatsache auszugleichen, dass die Mass-
nahmen zur Begrenzung der Ausübung der Grundrechte einer 
Person seit Inkrafttreten am 01.01.2013 des neuen Erwachse-
nenschutzrechts nicht mehr in den Amtsblättern der Kantone 
veröffentlicht werden.

• Bundesgesetz über elektronische Identifi zierungsdienste 
 (E-ID-Gesetz, BGEID) (16.01.2020) (BBl 2019 6567)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 01.06.2018 eine Bot-
schaft zum Bundesgesetz über elektronische Identifi zierungs-
dienste übermittelt. Der Bundesrat fordert einen staatlichen 
digitalen Identitätsnachweis. Diese sogenannte E-ID soll die 
Nutzung von Internetdienstleistungen vereinfachen, aber auch 
sicherer machen. Der Nationalrat hat der Vorlage mit Ände-
rungen am 20.03.2019 zugestimmt. Eine bedeutende Anpas-
sung ist die Pfl icht der Herausgeber, allen Personen eine E-ID 
auszustellen, die die persönlichen Voraussetzungen erfüllen. Der 
Ständerat ist am 04.06.2019 bei der geplanten Aufgabenteilung 
geblieben. Der Staat prüft die Identität, die Wirtschaft erstellt 
die neue E-ID. Der Nationalrat akzeptierte am 17.09.2019 die 
vom Ständerat vorgeschlagene unabhängige eidgenössische 
Aufsichtsbehörde. Diese soll für die Anerkennung der Aus-
steller von E-ID zuständig sein und diese auch beaufsichtigen. 
Am 23.09.2019 hat der Ständerat die subsidiäre Zuständigkeit 
des Bundes angenommen. D.h. der Bund darf nur dann tätig 
werden, wenn die privaten E-ID nicht funktionieren. Das Gesetz 
wurde in der Schlussabstimmung vom 27.09.2019 angenom-
men. Das Referendum gegen das BGEID ist gemäss Veröf-
fentlichung im Bundesblatt vom 12.02.2020 (BBL 2020 1285) 
zustande gekommen.
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• Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer (DBG) 
 (Steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungs-
kosten) (16.01.2020) (BBl 2019 6597) 
Der Bundesrat hat dem Parlament am 09.05.2018 eine Bot-
schaft zu einer Änderung des Bundesgesetzes über die direkte 
Bundessteuer übermittelt. Die Gesetzesvorlage verfolgt das 
Ziel, dem inländischen Fachkräftemangel entgegenzuwirken 
und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu verbessern. 
Dies soll durch die stärkere Berücksichtigung der Kosten für die 
Kinderbetreuung im Steuerrecht erreicht werden. Eltern sollen 
bei der direkten Bundessteuer die Kosten für die Drittbetreuung 
ihrer Kinder bis maximal CHF 25’000 pro Kind vom Einkommen 
abziehen können. Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben 
des Nationalrates ist am 16.11.2019 auf die Botschaft einge-
treten. Der Nationalrat hat am 12.03.2019 die Vorlage ange-
nommen. Der allgemeine Kinderabzug soll von CHF 6’500 auf 
CHF 10’000 angehoben werden. Der Ständerat hat dem höhe-
ren Abzug für die Kinderbetreuung am 13.06.2019 zugestimmt. 
Lassen Eltern ihre Kinder extern betreuen, sollen sie künftig bei 
der direkten Bundessteuer bis zu CHF 25’000 abziehen kön-
nen. Die Räte haben dem Antrag der Einigungskonferenz am 
26.09.2019 zugestimmt. Neben der Erhöhung des Steuerabzugs 
für die externe Betreuung von Kindern bis CHF 25’000 wird 
zukünftig auch der Kinderabzug bei der direkten Bundessteuer 
von CHF 6’500 auf CHF 10’000 erhöht. Das Gesetz wurde in 
der Schlussabstimmung vom 27.09.2019 angenommen. Das 
Referendum gegen die Änderung vom 27.09.2019 des DBG 
ist gemäss Veröffentlichung im Bundesblatt vom 27.01.2020     
(BBL 2020 975) zustande gekommen. Die Volksabstimmung 
fi ndet am 27.09.2020 statt.

• Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung finanzieller 
Sanktionen (….10.2020) (BBl 2020 …)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 16.11.2016 eine Botschaft 
bezüglich des Bundesgesetzes über die steuerliche Behandlung 
finanzieller Sanktionen übermittelt. Dieser Entwurf setzt die 
Motion Werner Luginbühl (BDP) um, die von den Kammern 
angenommen wurde. Bussen und weitere finanzielle Sanktio-
nen mit strafrechtlichem Charakter, die gegen Unternehmen 
verhängt wurden, dürfen nicht von der Steuerbemessungs-
grundlage abgezogen werden, im Gegensatz zu den Sanktionen, 
die auf eine Verringerung des Gewinns abzielen und keinen 
strafrechtlichen Charakter besitzen. Es gilt allerdings festzuhal-
ten, dass das Bundesgericht in einem Entscheid vom 26.09.2016 
(BGE 143 II 8) präzisiert hat, dass Bussen und andere finanzielle 

https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2016/8893.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2019/6567.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2019/6597.pdf
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• Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Für verantwor-
tungsvolle Unternehmen – zum Schutz von Mensch und 
 Umwelt» (BBl 2020 …)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 15.09.2017 eine Bot-
schaft zur Volksinitiative «Für verantwortungsvolle Unterneh-
men – zum Schutz von Mensch und Umwelt» übermittelt. Mit 
dieser Volksinitiative soll der Bund gesetzliche Massnahmen 
treffen, damit die Wirtschaft die Menschenrechte und den 
Umweltschutz auch im Ausland respektiert. Der Bundesrat 
empfi ehlt die Ablehnung der Initiative. Im Rahmen der Revi sion 
des Aktienrechts (siehe vorangehenden Punkt) hat die Bundes-
versammlung den indirekten Gegenvorschlag in der Schlussab-
stimmung vom 19.06.2020 angenommen. Sie empfi ehlt damit 
Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen.

• Bundesgesetz über den internationalen automatischen 
 Informationsaustausch in Steuersachen (AIAG) (….10.2020) 
(BBl 2020 …)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 20.11.2019 eine Bot-
schaft zur Änderung des Bundesgesetzes über den internatio-
nalen automatischen Informationsaustausch in Steuersachen 
übermittelt. Das Global Forum on Transparency and Exchange 
of Information for Tax Purposes (Global Forum) sorgt dafür, 
dass die internationalen Standards hinsichtlich Transparenz und 
 Informationsaustausch zu Steuerzwecken auf internationaler 
Ebene eingehalten und in einheitlicher Weise umgesetzt wer-
den. Im Rahmen einer Vorprüfung der rechtlichen Grundlagen 
für den internationalen automatischen Informationsaustausch 
über Finanzkonten (AIA) hat das Global Forum 2018 Empfehlun-
gen an die Schweiz gerichtet. Ziel dieser Vorlage ist es, die zur 
Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum erforderlichen 
Massnahmen zu ergreifen. Der Gesetzesentwurf sieht die Auf-
hebung der Ausnahme für Stockwerkeigentümergemeinschaf-
ten vor. Weiter sollen Anpassungen an den geltenden Sorgfalts-
pfl ichten vorgenommen, die Beträge in US-Dollar ausgewiesen 
sowie die Dokumentenaufbewahrungspfl icht für meldende 
schweizerische Finanzinstitute festgehalten werden. Die Ver-
nehmlassung wurde bis am 12.06.2019 geführt. Die Änderungen 
sollen vom Bundesrat per 01.01.2021 in Kraft gesetzt werden. 
Der Nationalrat hat der Änderung am 02.03.2020 zugestimmt 
und der Ständerat am 04.06.2020. Das Gesetz wurde in der 
Schlussabstimmung vom 19.06.2020 angenommen. 

Sanktionen mit strafrechtlichem Charakter, die juristischen 
Personen auferlegt werden, steuerlich nicht abzugsfähig sind, da 
diese keinen geschäftsmässig begründeten Aufwand darstellen. 
Der Ständerat hat dem Entwurf des Bundesrates am 07.03.2018 
zugestimmt. Der Nationalrat hat am 18.09.2018 anders ent-
schieden. Ausländische Sanktionen und Bussen sollen steuerlich 
abzugsfähig sein, sofern sie bestimmte Bedingungen erfüllen. 
Dann nämlich, wenn sie gegen den schweizerischen Ordre pub-
lic verstossen, wenn sie eine Handlung sanktionieren, die in der 
Schweiz nicht sanktionierbar wäre und wenn sie das Höchst-
mass übersteigen, welches das schweizerische Recht für den 
betreffenden Rechtsverstoss verhängt. Der Ständerat hat den 
Entwurf am 06.03.2019 an die Kommission zurückgewiesen. 
Der Ständerat hat am 03.12.2019 einen Kompromissvorschlag 
in Bezug auf im Ausland verhängte Bussen angenommen. Der 
Nationalrat hat diesem Kompromissvorschlag des Ständerates 
am 02.03.2020 zugestimmt. Das Gesetz wurde in der Schluss-
abstimmung vom 19.06.2020 angenommen.

• Obligationenrecht (Aktienrecht) (Entwurf 1) (….10.2020)       
(BBl 2020 …)

• Obligationenrecht (Indirekter Gegenvorschlag zur Volksinitia-
tive «Für verantwortungsvolle Unternehmen – zum Schutz von 
Mensch und Umwelt») (Entwurf 2) (….10.2020) (BBl 2020 …)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 23.11.2016 eine Bot-
schaft übermittelt, die auf eine Modernisierung des Aktien-
rechts abzielt. Der Entwurf zielt darauf ab, die Aktionärsrechte 
zwecks Umsetzung der Volksinitiative «gegen die Abzockerei» 
zu stärken, Geschlechter-Richtwerte im Verwaltungsrat und in 
der Geschäftsleitung von grossen, börsenkotierten Gesellschaf-
ten einzuführen, die Transparenz bei Rohstoffunternehmen zu 
stärken und die Gründungs- und Kapitalvorschriften flexibler 
zu gestalten. Die Debatten wurden am 14.06.2018 in beiden 
Kammern gestartet. Diese haben das Geschäft in zwei ver-
schiedenen Entwürfen behandelt. Die Gesetze wurden in der 
Schlussabstimmung vom 19.06.2020 angenommen.
Entwurf 1 passt das Recht der Aktiengesellschaft und folglich 
auch das der anderen Kapitalgesellschaften in technischen 
Punkten an. Insbesondere durch die Einführung des Kapital-
bandes, das es dem Verwaltungsrat erlaubt, das Aktienkapital 
innerhalb bestimmter Grenzen für einen Zeitraum von längs-
tens fünf Jahren zu verändern, oder durch die Möglichkeit, eine 
virtuelle Generalversammlung durchzuführen. Er führt auch 
ein Kapitel über die Vergütungen bei Gesellschaften ein, deren 
Aktien an einer Börse kotiert sind, sowie ein Kapitel über die 
Transparenz bei Rohstoffunternehmen.
Entwurf 2 dient als indirekter Gegenvorschlag zur oben er-
wähnten Volksinitiative. Er führt ein Kapitel über Transparenz 
über nichtfi nanzielle Belange und ein weiteres Kapitel über 
Sorgfaltspfl ichten und Transparenz bezüglich Mineralien und 
Metallen aus Konfl iktgebieten und Kinderarbeit ein.



PARLAMENTARISCHE DEBATTEN

Sie finden in der folgenden Übersicht die wichtigsten 
 Geschäfte, die im Parlament behandelt werden. Die 
 Nummer des Geschäfts wird in Klammern angegeben.

• Berücksichtigung von allgemeinen Abzügen und Sozialab-
zügen bei im Ausland beschränkt steuerpfl ichtigen Personen.     
Bericht des Bundesrates zur Abschreibung der Motion 14.3299 
(17.056)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 06.09.2017 einen 
Bericht zur Abschreibung der Motion 14.3299 übermittelt. Der 
 Nationalrat hat am 27.09.2018 beschlossen, diese Motion nicht 
abzuschreiben. 

• Datenschutzgesetz. Totalrevision und Änderung weiterer   
 Erlasse zum Datenschutz (17.059)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 15.09.2017 eine Bot-
schaft übermittelt, die auf eine Totalrevision des Datenschutz-
gesetzes abzielt. Der Bundesrat will den Datenschutz an das 
Internet-Zeitalter anpassen und die Stellung der Bürgerinnen 
und Bürger stärken. Parallel dazu gleicht er das Schweizer Recht 
an die Entwicklung in der EU und im Europarat an und stellt so 
sicher, dass die freie Datenübermittlung zwischen Schweizer 
Unternehmen und solchen in der EU weiterhin möglich bleibt. 
Damit kommt der Bundesrat einem Anliegen der Schweizer 
Wirtschaft nach. Die Staatspolitische Kommission des Natio-
nalrates hat sich am 12.01.2018 für einen Ordnungsantrag 
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ausgesprochen, welcher die Aufteilung der Vorlage vorsieht. 
Die Teilung der Vorlage erlaubt es, die aufgrund der Schengen-
Verträge innert einer bestimmten Frist notwendige Umsetzung 
von EU-Recht vorab zu beraten. Anschliessend kann die totale 
Revision des Datenschutzgesetzes ohne Zeitdruck angegan-
gen werden. Der Nationalrat hat die Teilung der Vorlage am 
12.06.2018 angenommen. Er hat zuerst die Anpassungen 
ans europäische Recht vorgenommen. Der Ständerat hat am 
11.09.2018 einer Revision des Datenschutzgesetzes in zwei 
Etappen zugestimmt. Er hat eine Präzisierung bei der Neben-
beschäftigung des  Eidgenössischen Datenschutz- und Öffent-
lichkeitsbeauftragten (Edöb) vorgenommen. Der Nationalrat 
hat die Vorlage am 17.09.2018 bereinigt. Das Bundesgesetz 
und der Bundes beschluss betreffend die Weiterentwicklung 
des Schengen- Besitzstands wurden in der Schlussabstim-
mung vom 28.09.2018 angenommen. Der Nationalrat hat die 
Beratungen am 24.09.2019 aufgenommen. Er hat die Vorlage 
am 25.09.2019 mit Abweichungen angenommen. Die Mehr-
heit ist bestrebt, das von der Schweiz übernommene EU-Recht 
nicht noch zusätzlich zu verschärfen. Der Ständerat hat am 
18.12.2019 entschieden, den Schutz persönlicher Daten zu ver-
stärken und die Regeln für sogenanntes Profi ling zu verschärfen. 
Der Nationalrat hat am 05.03.2020 strengere Profi ling-Regeln 
abgelehnt. Der Ständerat hat am 02.06.2020 in Bezug auf die 
Datenbearbeitung einen neuen Kompromiss vorgeschlagen. Es 
bleiben noch drei Differenzen zwischen National- und Ständerat 
bestehen.

• Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer (ausgewogene 
Paar- und Familienbesteuerung) (18.034) 
Der Bundesrat beantragt in seiner Botschaft zur Ehepaarbe-
steuerung vom 21.03.2018, die Heiratsstrafe bei der direkten 
Bundessteuer zu beseitigen. Beim vorgeschlagenen Modell 
berechnet die veranlagende Behörde in einem ersten Schritt 
die Steuerbelastung der Ehepaare im Rahmen der gemeinsa-
men Veranlagung. In einem zweiten Schritt berechnet sie eine 
alternative Steuerbelastung, die sich an die Besteuerung von 
Konkubinats Paaren anlehnt. Das Ehepaar schuldet bei diesem 
Modell den tieferen der beiden Beträge. Die Finanzkommission 
des Ständerates hat sich am 18.05.2018 mit den fi nanziellen 
Auswirkungen der geplanten Änderung befasst. Die Kommis-
sion für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates hat die Bera-
tung des Geschäfts am 19.06.2018 sistiert. Dies angesichts der 
Mitteilung des Bundesrates, die bisherigen Angaben zur Anzahl 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170056
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170059
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180034


von der Heiratsstrafe betroffener Ehepaare seien grob falsch. 
Nachdem das Bundesgericht am 10.04.2019 die Abstimmung 
über die Volksinitiative «Für Ehe und Familie – gegen die Hei-
ratsstrafe» aufgehoben hat, hat die Kommission für Wirtschaft 
und Abgaben des Ständerates beschlossen, die Beratung der 
Vorlage zu sistieren, bis der Bundesrat die schriftliche Begrün-
dung des Bundesgerichtsentscheids zur Kenntnis genommen 
und ihr seine Optionen dazu vorgelegt hat. Der Bundesrat hat 
am 21.06.2019 entschieden, die Erwahrung der eidgenössischen 
Volksabstimmung aufzuheben. Gleichzeitig hat er eine Zusatz-
botschaft zur hängigen Reform der Paar- und Familienbesteu-
erung in Auftrag gegeben. Der Bundesrat hat am 14.08.2019 
eine Zusatzbotschaft publiziert. Mit dieser werden vor allem 
neue Schätzungen zur Anzahl der von einer verfassungswid-
rigen Mehrbelastung betroffenen Ehepaare und aktualisierte 
Schätzungen zu den fi nanziellen Auswirkungen der Vorlage 
präsentiert. Zudem wird die Frage einer Benachteiligung von 
Eheleuten bei den Sozialversicherungen einer aktualisierten 
Gesamtbetrachtung unterzogen. Der Ständerat hat sich am 
16.09.2019 dafür ausgesprochen, die Vorlage an den Bundesrat 
zurückzuweisen. Der Nationalrat hat dieser Rückweisung am 
18.12.2019 zugestimmt. Das Initiativkomitee hat seine Volks-
initiative «Für Ehe und Familie – gegen die Heiratsstrafe» am 
04.02.2020 zurückgezogen. Es wird somit keine Volksabstim-
mung geben.

• ZGB. Änderung (Erbrecht) (18.069)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 29.08.2018 eine Bot-
schaft zur Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
(Erbrecht) übermittelt. Das Erbrecht soll den neuen gesell-
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schaftlichen Formen des Zusammenlebens angepasst werden. 
Der Bundesrat schlägt insbesondere vor, die Pfl ichtteile für 
Nachkommen zu senken, damit Erblasser freier über ihr Vermö-
gen verfügen können. So können sie beispielsweise Lebenspart-
nerinnen und -partner stärker begünstigen. Auch die Nachfol-
geregelung bei Familienunternehmen würde damit erleichtert. 
Eine Härtefallregelung soll zudem die faktischen Lebenspartner 
nach einem Todesfall vor Armut schützen. Die Kommission für 
Rechtsfragen des Ständerates ist am 18.01.2019 ohne Gegenan-
trag auf die Vorlage eingetreten. Sie hat am 17.04.2019 Exper-
ten zur Revision des Erbrechts angehört. Der Ständerat hat der 
Vorlage am 12.09.2019 zugestimmt, er hat aber die Rente für 
Lebenspartner gestrichen.  

•  Bundesgesetz über die Bekämpfung des missbräuchlichen 
 Konkurses (19.043)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 26.06.2019 eine Bot-
schaft zum Bundesgesetz über die Bekämpfung des missbräuch-
lichen Konkurses übermittelt. Er will verhindern, dass Schuldner 
das Konkursverfahren dazu missbrauchen können, um sich ihrer 
Verpfl ichtungen zu entledigen und so andere Unternehmen auf 
unlautere Weise zu konkurrenzieren.

• Geldwäschereigesetz. Änderung (19.044)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 26.06.2019 eine Bot-
schaft zur Änderung des Geldwäschereigesetzes (GwG) übermit-
telt. Die Vorlage folgt der Strategie zur Finanzmarktpolitik des 
Bundesrates für einen wettbewerbsfähigen Finanzplatz Schweiz 
und trägt den wichtigsten Empfehlungen des Länderberichts 
der Financial Action Task Force (FATF) über die Schweiz Rech-
nung. Diese Botschaft folgt auf die Vernehmlassung, die vom 
01.06. bis 21.09.2018 stattfand. Das Inkrafttreten der neuen 
Massnahmen ist frühestens per Anfang 2021 zu erwarten. Der 
Nationalrat ist am 02.03.2020 nicht eingetreten. Als nächstes 
entscheidet der Ständerat über die Vorlage. Die  Kommission 
für Rechtsfragen des Ständerates hat die Verwaltung am 
26.05.2020 beauftragt, ihr drei Optionen zu unterbreiten, die 
den Hauptkritikpunkten des Nationalrates Rechnung tragen. 
Die erste Option sieht die Streichung der ganzen Massnahme 
zu den Beraterinnen und Beratern vor, die zweite die Streichung 
der Prüfpfl icht für die Beraterinnen und Berater und die dritte 
die Einschränkung des Geltungsbereichs der Massnahme zu den 
 Beraterinnen und Beratern. Die Kommission für Rechtsfragen 
des Ständerates wird die Eintretensdebatte an einer ihrer nächs-
ten Sitzungen durchführen.

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180069
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190043
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190044


• Anpassung des Bundesrechts an Entwicklungen der Technik 
verteilter elektronischer Register. Bundesgesetz (19.074)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 27.11.2019 eine Botschaft 
zum Bundesgesetz zur Anpassung des Bundesrechts an Entwick-
lungen der Technik verteilter elektronischer Register übermit-
telt. Mit diesem Gesetz werden verschiedene bestehende Bun-
desgesetze punktuell angepasst, um die Voraussetzungen weiter 
zu verbessern, damit die Schweiz sich als ein führender, inno-
vativer und nachhaltiger Standort für Blockchain-/Distributed-
Ledger-Technologie (DLT)-Unternehmen weiter entwickeln kann. 
Um den Handel von Rechten mittels manipulationsresistenter 
elektronischer Register auf eine sichere rechtliche Basis zu 
stellen, wird eine Anpassung des Wertpapierrechts vorge-
schlagen. Es soll einer Aktiengesellschaft möglich sein, Aktien 
auch als  Registerwertrechte auszugeben, wie es bei Ausgabe 
eines Wertpapiers der Fall ist. Die Vernehmlassung wurde bis 
am 28.06.2019 geführt. Der Nationalrat hat am 19.06.2020 
die vom Bundesrat vorgeschlagenen Gesetzesänderungen mit 
wenigen Änderungen angenommen.

• Pauschale Vergütung der Mehrwertsteuer auf den Empfangs-
gebühren für Radio und Fernsehen. Bundesgesetz (19.077)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 27.11.2019 eine Botschaft 
zum Bundesgesetz über die pauschale Vergütung der Mehr-
wertsteuer auf den Empfangsgebühren für Radio und Fernsehen 
übermittelt. Alle Haushalte sollen eine pauschale Vergütung 
von CHF 50 für die vom Bund ohne Rechtsgrund erhobene 
Mehrwertsteuer auf den Radio- und Fernsehempfangsgebühren 
erhalten. Eine pauschale Vergütung an die Unternehmen ist 
nicht angezeigt. Die Kommission für Verkehr und Fernmelde-
wesen des Ständerates hat die Vorlage mit einer ergänzenden 
Bestimmung zugunsten der Unternehmen angenommen. Der 
Ständerat hat die Vorlage am 03.06.2020 angenommen.

• Löhne entlasten, Kapital gerecht besteuern. 
Volksinitiative (20.032)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 06.03.2020 eine Bot-
schaft zur Volksinitiative «Löhne entlasten, Kapital gerecht be-
steuern» (inoffi ziell «99%-Initiative») übermittelt. Er empfi ehlt, 
die Initiative ohne Gegenvorschlag abzulehnen. 

• Bundesgesetz über das Internationale Privatrecht. Änderung 
(20.034)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 13.03.2020 eine Botschaft 
zur Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privat-
recht (Erbrecht) übermittelt. Der Bundesrat will das internationa-
le Erbrecht der Schweiz modernisieren und an die Rechtsentwick-
lung im Ausland anpassen. Er hat die Vernehmlassungsergebnisse 
zu einer entsprechenden Revision des Bundesgesetzes über das 
Internationale Privatrecht (IPRG) zur Kenntnis genommen. Der 
Entwurf vermindert das Risiko von Zuständigkeitskonfl ikten mit 
ausländischen Behörden, insbesondere im Verhältnis mit der EU.
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• Bundesgesetz über elektronische Verfahren im Steuerbereich 
(20.051)
Der Bundesrat hat dem Parlament am 20.05.2020 eine Bot-
schaft zum Bundesgesetz über elektronische Verfahren im 
Steuerbereich übermittelt. Der Bundesrat will die rechtlichen 
Grundlagen für die Weiterentwicklung der Digitalisierung 
von Verfahren im Steuerbereich schaffen. Die eidgenössische 
Steuerverwaltung (ESTV) hat sich zum Ziel gesetzt, dass alle 
Daten bei der ESTV online eingereicht werden und die ESTV 
online verlassen können. Zudem ist die Motion Schmid (17.3371) 
umzusetzen, die fordert, dass im Bundesgesetz über die direkte 
Bundessteuer (DBG), im Bundesgesetz über die Harmonisierung 
der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) und 
im Verrechnungssteuergesetz (VStG) bei elektronischer Einrei-
chung der Steuererklärungen sowie des Antrags auf Rückerstat-
tung der Verrechnungssteuer das Erfordernis der Unterschrift 
aufgehoben wird. Der Bundesrat hat die Vernehmlassungser-
gebnisse zur Kenntnis genommen.

• Stopp der Steuerstrafe in der Säule 3b. Bei  Kapitalbezug 
den  Ertragsanteil statt die Kapitaleinlage besteuern.                       
Motion (12.3814)
Die Motion der FDP Fraktion, eingereicht am 26.09.2012, ist am 
16.09.2014 vom Nationalrat angenommen worden. Der Stän-
derat hat die Motion am 10.09.2018 mit folgender Änderung 
angenommen: Der Bundesrat wird beauftragt, dem Parlament 
eine Änderung des DBG und des StHG zu unterbreiten, um eine 
an die jeweiligen Anlagebedingungen angepasste Flexibilisie-
rung des pauschalen Ertragsanteils auf sämtlichen Leistungen 
(periodische Leistungen, Rückkauf, Rückgewähr) aus Leibrenten 
und Leibrentenversicherungen zu erwirken. Der Nationalrat hat 
dieser Änderung am 12.03.2019 zugestimmt. Diese Motion wird 
durch die Vorlage, die am 03.04.2020 vom Bundesrat in die 
Vernehmlassung geschickt wurde, umgesetzt (siehe Vernehm-
lassungen).

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190074
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• Harmonisieren der Zinsen bei Bundessteuererlassen.              
Motion (16.3055)
Die Motion Matthias Samuel Jauslin (FDP), eingereicht am 
08.03.2016, hat zum Ziel, die Zinsen in den Bundessteuererlas-
sen zu harmonisieren, damit ein allgemeingültiger Verzugs- und 
Vergütungszins festgelegt wird. Der Referenzzinssatz sollte 
fest an die Marktentwicklung angebunden sein. Der Bundesrat 
beantragt in seiner Stellungnahme vom 04.05.2017 die Ableh-
nung der Motion. Der Nationalrat hat diese aber am 31.05.2017 
angenommen. Der Ständerat hat die Motion am 10.09.2018 mit 
folgender Änderung angenommen: Der Bundesrat wird beauf-
tragt, die Zinsen in den Bundessteuererlassen dahingehend zu 
harmonisieren, dass ein allgemeingültiger Verzugs- und Vergü-
tungszins festgelegt wird. Der Nationalrat hat dieser Änderung 
am 12.03.2019 zugestimmt.

• Keine Mehrwertsteuer auf subventionierten Aufgaben.           
Motion (16.3431)
Die Motion der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des 
Ständerates, eingereicht am 15.06.2016, ist am 20.09.2016 
vom Ständerat und am 08.03.2017 vom Nationalrat angenom-
men worden. Der Bundesrat wird beauftragt, dem Parlament 
eine Änderung des Bundesgesetzes über die Mehrwertsteuer zu 
unterbreiten, sodass von Gemeinwesen ausgerichtete Subven-
tionen nicht der Mehrwertsteuer unterliegen, sofern sie zur 
Erfüllung grundlegender gesetzlicher Aufgaben ausgerichtet 
werden (solche Aufgaben sind beispielsweise die Pfl ege von 
Schutzwäldern oder der Betrieb der Feuerwehr zur Strassenret-
tung auf Bundesstrassen). Diese Motion wird durch die Vorlage, 
die am 19.06.2020 vom EFD in die Vernehmlassung geschickt 
wurde, umgesetzt (siehe Vernehmlassungen).

• Erhöhung der Pauschalabzüge bei der direkten  Bundessteuer 
zum Ausgleich der Explosion der Krankenkassenprämien.       
Motion (17.3171)
Die Motion Jean-Pierre Grin (SVP), eingereicht am 16.03.2017, 
beauftragt den Bundesrat, einen Revisionsentwurf zu präsentie-
ren, dessen Zweck es ist, die Explosion der Krankenkassenprä-
mien durch eine Erhöhung der Pauschalabzüge bei der direkten 
Bundessteuer auszugleichen. Der Bundesrat beantragt am 
10.05.2017 die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat hat diese 
am 06.03.2018 angenommen, der Ständerat am 06.03.2019.
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• Wettbewerbsfähige steuerliche Behandlung von Start-ups 
 inklusive von deren Mitarbeiterbeteiligungen. 
Motion (17.3261)
Die Motion der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des 
Nationalrates, eingereicht am 03.04.2017, beauftragt den Bun-
desrat, für die steuerliche Behandlung von Start-ups inklusive 
von deren Mitarbeiterbeteiligungen eine attraktive und interna-
tional wettbewerbsfähige Lösung auszuarbeiten. Der Bundesrat 
beantragt in seiner Stellungnahme vom 17.05.2017 die Ableh-
nung der Motion. Er ist der Meinung, dass Sonderregelungen für 
einzelne Unternehmenstypen zu Rechtsungleichheiten, Abgren-
zungsschwierigkeiten und Rechtsunsicherheit führen. Der Fokus 
des Bundesrates liegt vielmehr darauf, die Rahmenbedingungen 
für sämtliche in der Schweiz tätige Unternehmen, einschliesslich 
Start-ups, zu verbessern und eine international wettbewerbs-
fähige Steuerbelastung zu garantieren. Der Nationalrat hat die 
Motion am 14.06.2017 angenommen. Der Bundesrat hat am 
08.12.2017 den Bericht «Bewertung von Jungunternehmen 
(Start-ups)» der Arbeitsgruppe Start-ups zur Kenntnis genom-
men. Die Arbeitsgruppe empfi ehlt eine Anpassung des Kreis-
schreibens der Schweizerischen Steuerkonferenz zur Bewertung 
von Wertpapieren ohne Kurswert für die Vermögenssteuer. Der 
Ständerat hat die Motion am 24.09.2018 angenommen.

• Streichung der Pfl icht, die Steuererklärung zu unterzeichnen. 
Motion (17.3371)
Die Motion Martin Schmid (FDP), eingereicht am 31.05.2017, 
beauftragt den Bundesrat, das Bundesgesetz über die direkte 
Bundessteuer (DBG), das Bundesgesetz über die Harmonisie-
rung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) 
und das Verrechnungssteuergesetz (VStG) so zu ändern, dass 
die Steuererklärungen bzw. der Antrag zur Rückerstattung der 
Verrechnungssteuer nicht mehr unterschrieben werden müs-
sen. Der Bundesrat beantragt am 16.08.2017 die Annahme 
der  Motion. Der Ständerat hat diese am 19.09.2017 angenom-
men, der Nationalrat am 06.03.2018. Der Bundesrat hat am 
21.06.2019 die Vernehmlassung zur Umsetzung der Motion 
eröffnet. Diese Motion wird durch das Bundesgesetz über 
 elektronische Verfahren im Steuerbereich (20.051) umgesetzt.
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• Mehrwertsteuer. Beseitigung der Ungleichbehandlung von 
Sport- und Kulturvereinen. Motion (17.3657)
Die Motion Pierre-André Page (SVP), eingereicht am 13.09.2017, 
beauftragt den Bundesrat, Art. 21 Ziff. 14 des MWStG dahinge-
hend anzupassen, dass Sport- und Kulturvereine in Bezug auf die 
Steuerausnahmen gleichbehandelt werden. Der Bundesrat be-
antragt in seiner Stellungnahme vom 25.10.2017 die Ablehnung 
der Motion. Der Nationalrat hat diese am 13.03.2019 angenom-
men, der Ständerat am 18.09.2019. Diese Motion wird durch 
die Vorlage, die am 19.06.2020 vom EFD in die Vernehmlassung 
geschickt wurde, umgesetzt (siehe Vernehmlassungen).

• Steuerliche Doppelbelastung. Möglichkeit zur Senkung der 
 Vermögenssteuer. Motion (17.3714)
Die Motion Marco Chiesa (SVP), eingereicht am 25.09.2017, 
beauftragt den Bundesrat, eine Änderung des Bundesgesetzes 
vom 14.12.1990 über die Harmonisierung der direkten Steuern 
der Kantone und Gemeinden (StHG) vorzulegen, wonach die 
Kantone die Möglichkeit erhalten, die Steuer auf dem Vermögen 
zu senken, soweit es sich beim Vermögen um Beteiligungen von 
mindestens 10% am Aktienkapital einer Aktiengesellschaft oder 
am Genossenschaftskapital einer Genossenschaft handelt. Der 
Bundesrat beantragt in seiner Stellungnahme vom 22.11.2017 
die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat hat diese am 
13.03.2019 angenommen.

• Unmittelbarer Haftungsanspruch gewöhnlicher Gläubiger ge-
genüber der Geschäftsleitung eines Unternehmens, das ihnen 
Schaden verursacht. Motion (17.3760)
Die Motion Olivier Feller (FDP), eingereicht am 27.09.2017, be-
auftragt den Bundesrat, eine Änderung des Obligationenrechts 
(insbesondere von Art. 754) vorzuschlagen, damit gewöhnlichen 
Gläubigern ein unmittelbarer Haftungsanspruch gegenüber der 
Geschäftsleitung eines Unternehmens eingeräumt wird, das 
ihnen durch Verletzung seiner Pfl ichten Schaden verursacht. Der 
Bundesrat beantragt in seiner Stellungnahme vom 15.11.2017 
die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat hat diese am 
10.09.2019 angenommen. 

• Praxistaugliches Bauhandwerker-Pfandrecht. Recht des Eigen-
tümers auf die Stellung einer Ersatzsicherheit konkretisieren. 
Motion (17.4079)
Die Motion Thierry Burkart (FDP), eingereicht am 13.12.2017, 
beauftragt den Bundesrat, im Rahmen der laufenden  Arbeiten 
zur Revision des Bauvertragsrechts die Zivilgesetzbuch-Bestim-
mungen (ZGB) zum Bauhandwerker-Pfandrecht so zu konkre-
tisieren, dass das Recht des Grundeigentümers, eine Ersatz-
sicherheit zu stellen, wieder die Bedeutung erlangt, die ihm vom 
Gesetzgeber zugedacht worden ist. Der Bundesrat beantragt 
in seiner Stellungnahme vom 14.02.2018 die Annahme der 
 Motion. Der Nationalrat hat diese am 16.03.2018 angenom-
men, der Ständerat am 19.09.2018.
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• Mehrwertsteuer-Vereinfachung bei Packages. Motion (18.3235)
Die Motion Stefan Engler (CVP), eingereicht am 15.03.2018, be-
auftragt den Bundesrat, Art. 19 Abs. 2 des MWStG so zu ändern, 
dass Packages einheitlich nach der überwiegenden Leistung 
besteuert werden können, wenn diese wertmässig mindestens 
55% des Gesamtentgelts ausmacht. Der Bundesrat beantragt in 
seiner Stellungnahme vom 25.04.2018 die Ablehnung der Mo-
tion. Diese wurde vom Ständerat am 12.06.2018 angenommen. 
Der Nationalrat hat die Motion am 13.03.2019 mit der folgen-
den Änderung angenommen: Der Bundesrat wird beauftragt, 
Artikel 19 Absatz 2 des MWStG so zu ändern, dass Packages 
aus Leistungen, deren Ort im Inland liegt, einheitlich nach der 
überwiegenden Leistung besteuert werden können, wenn diese 
wertmässig mindestens 55% des Gesamtentgelts ausmacht.

• Einführung des Trusts in die schweizerische Rechtsordnung. 
Motion (18.3383)
Die Motion der Kommission für Rechtsfragen des Ständerates, 
eingereicht am 26.04.2018, beauftragt den Bundesrat, die 
rechtlichen Grundlagen für einen Schweizer Trust zu schaf-
fen. Der Bundesrat beantragt, in seiner Stellungnahme vom 
23.04.2018 die Ablehnung der Motion. Der Ständerat hat diese 
am 12.06.2018 angenommen, der Nationalrat am 13.03.2019.

• Wirtschaftliche Wiedereingliederung von Personen ohne 
 konkrete Aussicht auf eine Schuldentilgung. 
Motion (18.3510)
Die Motion Claude Hêche (Sozialdemokratische Fraktion), 
eingereicht am 13.06.2018, beauftragt den Bundesrat, eine Än-
derung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs 
vorzulegen, um Personen, die keine konkreten Möglichkeiten 
haben, ihre Schulden zu tilgen, eine schnelle Wiedereingliede-
rung in die Wirtschaft zu ermöglichen. Ausserdem soll geprüft 
werden, ob gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen werden 
können, die diese Personen unter bestimmten Bedingungen von 
ihren Schulden befreien können. Der Bundesrat beantragt am 
22.08.2018 die Annahme der Motion. Der Ständerat hat diese 
am 11.09.2018 angenommen, der Nationalrat am 04.03.2019. 
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• Mehrwertsteuerpfl icht von Online-Plattformen bei Verkäufen 
aus dem Ausland in die Schweiz. Motion (18.3540)
Die Motion Beat Vonlanthen (CVP), eingereicht am 14.06.2018, 
beauftragt den Bundesrat, Massnahmen zu treffen, um auslän-
dische Online-Marktplätze und Dienstleistungs-Plattformen 
bei Lieferungen oder Dienstleistungen in die Schweiz der 
Mehrwertsteuer zu unterstellen. Der Bundesrat beantragt am 
22.08.2018 die Annahme der Motion. Der Ständerat hat diese 
am 24.09.2018 angenommen, der Nationalrat am 13.03.2019. 
Diese Motion wird durch die Vorlage, die am 19.06.2020 vom 
EFD in die Vernehmlassung geschickt wurde, umgesetzt (siehe 
Vernehmlassungen).

• Berechnung des Beteiligungsabzugs (Verhinderung einer 
 zusätzlichen Gewinnsteuerbelastung, die sich aus der Emission 
von Finanzinstrumenten durch die Konzernobergesellschaft 
und der konzerninternen Weitergabe der Mittel aus diesen 
Instrumenten ergibt). Motion (18.3718)
Die Motion der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des 
 Nationalrates, eingereicht am 04.09.2018, verlangt vom Bun-
desrat die Ausdehnung des Mechanismus für Beteiligungsabzug 
auf systemrelevante Banken auf alle Branchen. Der Bundesrat 
beantragt am 07.11.2018 die Annahme der Motion. Der Natio-
nalrat hat diese am 13.03.2019 angenommen. 

• Mehrwertsteuer für ausländische Tour-Operators. 
Motion (18.4194)
Die Motion Hans Stöckli (Sozialdemokratische Fraktion), ein-
gereicht am 12.12.2018, beauftragt den Bundesrat, die Bundes-
gesetzgebung dahingehend anzupassen, dass ausländische Tour 
Operators (TO) wie bis anhin auf dem in der Schweiz erwirt-
schafteten Umsatz, nicht auf dem gesamten, besteuert werden. 
Der Bundesrat beantragt am 27.02.2019 die Ablehnung der 
Motion. Der Ständerat hat diese am 06.03.2019 der zuständigen 
Kommission zur Vorberatung zugewiesen. 

• Reduzierter Mehrwertsteuersatz für Damenhygieneartikel. 
 Motion (18.4205)
Die Motion Jacques-André Maire (SP), eingereicht am 12.12.2018, 
beauftragt den Bundesrat, eine Vorlage auszuarbeiten, wonach 
für Damenhygieneartikel der reduzierte Mehrwertsteuersatz 
gelten soll. Der Bundesrat beantragt in seiner Stellungnahme 
vom 20.02.2019 die Annahme der Motion. Der Nationalrat hat 
diese am 22.03.2019 angenommen. Diese Motion wird durch 
die Vorlage, die am 19.06.2020 vom EFD in die Vernehmlassung 
geschickt wurde, umgesetzt (siehe Vernehmlassungen).
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• Für ein modernes und praxistaugliches Stockwerkeigen-
tumsrecht. Motion (19.3347)
Die Motion Beat Flach (Grünliberale), eingereicht am 
22.03.2019, beauftragt den Bundesrat, das Stockwerkeigen-
tumsrecht auf Lücken und Verbesserungsmöglichkeiten hin zu 
prüfen und, wo nötig, Vorschläge für entsprechende Geset-
zesanpassungen vorzulegen. Dabei ist der Fokus auf Bereiche 
zu legen, die in der Praxis besonders häufi g zu Problemen 
führen. Der Bundesrat beantragt in seiner Stellungnahme vom 
15.05.2019 die Annahme der Motion. Der Nationalrat hat diese 
am 10.09.2019 angenommen. 

• 55 Jahre Stockwerkeigentum. Zeit für ein Update.                    
Motion (19.3410)
Die Motion von Andrea Caroni (FDP), eingereicht am 
22.03.2019, beauftragt den Bundesrat, die nötigen Anpassun-
gen des Stockwerkeigentums (Art. 712a ff. ZGB) vorzuschlagen, 
um die Empfehlungen seines Berichtes vom 08.03.2019 zum 
Postulat Caroni 14.3832 umzusetzen. Der Bundesrat beantragt 
in seiner Stellungnahme vom 15.05.2019 die Annahme der 
 Motion. Der Ständerat hat diese am 04.06.2019 angenommen, 
der Nationalrat am 12.12.2019. 

• Einkauf in die Säule 3a ermöglichen. Motion (19.3702)
Die Motion Erich Ettlin (CVP), eingereicht am 19.06.2019, be-
auftragt den Bundesrat, Artikel 82 des Bundesgesetzes über die 
berufl iche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) 
und die entsprechenden Verordnungsbestimmungen dahinge-
hend abzuändern, dass Personen mit einem AHV-Einkommen, 
die in früheren Jahren keine oder nur Teilbeiträge in die Säule 3a 
einzahlen konnten, die Möglichkeit erhalten, dies nachzuholen 
und vollumfänglich vom steuerbaren Einkommen im Einkaufs-
jahr abziehen zu können (sog. 3a-Einkauf). Die Einkaufsmöglich-
keiten sollen dabei zeitlich und fi nanziell eingeschränkt werden, 
wie in der Begründung erläutert. Der Bundesrat beantragt 
in seiner Stellungnahme vom 14.08.2019 die Ablehnung der 
 Motion. Der Ständerat hat diese am 12.09.2019 angenommen, 
der Nationalrat am 02.06.2020.
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https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20184205
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193347
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193410
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• Stimmrechtsberater und börsenkotierte Aktiengesell-
schaften. Interessenkonfl ikte offenlegen und vermeiden.                       
Motion (19.4122)
Die Motion Thomas Minder (SVP), eingereicht am 23.09.2019, 
beauftragt den Bundesrat, eine Gesetzesänderung vorzulegen, 
um die Interessenkonfl ikte der Stimmrechtsberater («Proxy 
 Advisors») bei börsenkotierten Aktiengesellschaften offen-
zulegen und zu vermeiden. Der Bundesrat beantragt in seiner 
Stellungnahme vom 20.11.2019 die Annahme der Motion. Der 
Ständerat hat diese am 16.12.2019 angenommen, der National-
rat am 03.06.2020. 

• Die Benachteiligung von Schweizer Unternehmen durch eine 
einheitliche Besteuerungspraxis vermeiden. Motion (19.4635)
Die Motion Erich Ettlin (CVP), eingereicht am 20.12.2019, be-
auftragt den Bundesrat, den Wortlaut von Artikel 14 und Artikel 
21 ff. des Bundesgesetzes über die Verrechnungssteuer (VStG) 
dahingehend zu ändern, dass die Dreieckstheorie ausnahmslos 
für die Bestimmung des Leistungsempfängers bei der Verrech-
nungssteuer zur Anwendung kommt. Der Bundesrat beantragt 
in seiner Stellungnahme vom 19.02.2020 die Ablehnung der 
Motion. Der Ständerat hat diese am 04.06.2020 der zuständi-
gen Kommission zur Vorberatung zugewiesen. 

• Kapital- und Vermögenssteuern stark wachsender KMU sen-
ken. Postulat (17.4292)
Das Postulat Fathi Derder (FDP), eingereicht am 15.12.2017, 
beauftragt den Bundesrat, einen Bericht über die Möglichkeiten 
und Folgen einer Senkung der Kapital- und der Vermögens-
steuern von Unternehmen zu erstellen. Der Bundesrat bean-
tragt am 14.02.2018 die Annahme des Postulates. Der Natio-
nalrat hat dieses am 13.03.2019 angenommen. 

• Stillschweigende Verlängerung von Dienstleistungsverträgen. 
Mehr Informationen und Schutz für Konsumentinnen und 
 Konsumenten. Parlamentarische Initiative (13.426) 
Die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates schlägt 
vor, das Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb mit 
einer Notifi zierungspfl icht für die Verwender solcher automa-
tischen Verlängerungsklauseln zu ergänzen. Die Kommission 
hat am 06.07.2018 von den Ergebnissen der Vernehmlassung 
Kenntnis genommen und entschieden, auf die Vorlage ein-
zutreten und sie an einer ihrer nächsten Sitzungen zu überar-
beiten. Der Nationalrat hat am 22.03.2019 zugestimmt, die 
Frist für die Ausarbeitung eines Erlassentwurfes um zwei Jahre 
bis zur Frühlingssession 2021 zu verlängern. Die Kommission 
für Rechtsfragen des Nationalrates ist am 05.07.2019 auf den 
Entwurf eingetreten. Der Erlassentwurf schlägt vor, das Obli-
gationenrecht mit einer neuen Bestimmung zu ergänzen. Diese 
sieht vor, dass die Konsumentin oder der Konsument vor der 
erstmaligen Verlängerung eines Vertragsverhältnisses, welches 
sich nach Ablauf der vereinbarten Dauer automatisch verlän-
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gert, benachrichtigt und auf das vereinbarte Recht zur Been-
digung des Vertrages ausdrücklich hingewiesen werden muss. 
Der Erlassentwurf und der erläuternde Bericht werden nun dem 
Bundesrat zur Stellungnahme unterbreitet. Der Bundesrat ist 
in seiner Stellungnahme vom 16.10.2019 der Ansicht, dass die 
Thematik der automatischen Vertragsverlängerungsklauseln 
kein gesetzgeberisches Eingreifen rechtfertigt beziehungsweise 
ein solches unverhältnismässig wäre. Der Nationalrat hat am 
05.03.2020 eine Vorlage angenommen, die Konsumenten vor 
gewissen Verträgen besser schützen sollte. Der Ständerat ist am 
11.06.2020 auf eine Ergänzung des Obligationenrechts nicht 
eingetreten. Die Vorlage geht nun zurück an den Nationalrat.

• Missbräuchliche Untermiete vermeiden. Parlamentarische 
 Initiative (15.455)
Die parlamentarische Initiative Hans Egloff (SVP), eingereicht 
am 18.06.2015, verlangt eine Anpassung des Art. 262 OR. Der 
Nationalrat hat am 13.03.2017 Folge gegeben. Der Nationalrat 
hat am 22.03.2019 zugestimmt, die Frist für die Ausarbeitung 
eines Erlassentwurfes um zwei Jahre bis zur Frühjahrssession 
2021 zu verlängern.

• Teilfl exibilisierung des Arbeitsgesetzes und Erhalt bewährter 
Arbeitszeitmodelle. Parlamentarische Initiative (16.414)
Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates 
hat am 18.06.2016 Folge gegeben. Die Kommission des Natio-
nalrates hat am 20.02.2017 zugestimmt. Der Vorentwurf zur 
parlamentarischen Initiative, eingereicht von Konrad Graber am 
17.03.2016, sieht vor, dass Arbeitnehmende mit Vorgesetzten-
funktion sowie Fachpersonen, die über wesentliche Entscheid-
befugnisse in ihrem Fachgebiet verfügen, nach einem Jahresar-
beitszeitmodell arbeiten können, sofern sie bei ihrer Arbeit eine 
grosse Autonomie geniessen und ihre Arbeitszeiten mehr-
heitlich selber festsetzen können. Die Kommission für Wirt-

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20194122
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schaft und Abgaben des Ständerates hat am 14.02.2019  ihren 
Bericht publiziert. Sie hat beschlossen, den Vorentwurf ohne 
Änderungen anzunehmen. Der Ständerat hat am 06.03.2019 
beschlossen, die Frist für die Bearbeitung des Vorentwurfs 
bis zur Frühjahrssession 2021 zu verlängern. Der Bundesrat 
hat am 17.04.2019 seine Stellungnahme zum vorerwähnten 
Bericht vom 14.02.2019 publiziert. Angesichts der kontroversen 
Resultate des Vernehmlassungsverfahrens, insbesondere auf 
Stufe der Sozialpartner, verzichtet der Bundesrat zum heutigen 
Zeitpunkt darauf, sich inhaltlich zu äussern. Die Kommission für 
Wirtschaft und Abgaben des Ständerates hat am 03.05.2019 
eine zweite Lesung der Vorlage durchgeführt und mehrere neue 
Anträge gestellt. Die Kommission hat am 14.02.2020 beschlos-
sen, die Beratung ihres Entwurfs auszusetzen. Sie will vor der 
materiellen Beratung abklären, ob sich das Anliegen einer 
 Arbeitszeitfl exibilisierung für bestimmte Branchen allenfalls 
auch in der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz statt auf dem Weg 
einer Gesetzesrevision umsetzen liesse.

• Aufnahme des Rechtsinstituts des Trusts in die schweizerische 
Gesetzgebung (16.488)
Die parlamentarische Initiative Fabio Regazzi (CVP), eingereicht 
am 13.12.2016, verlangt, dass in unserem Obligationenrecht 
oder in unserem Zivilgesetzbuch die rechtlichen Grundlagen 
für die Aufnahme des Rechtsinstituts des Trusts zu schaffen 
sind. Die Kommission für Rechtfragen des Nationalrates hat 
am 20.10.2017 Folge gegeben. Jene des Ständerates hat am 
26.04.2018 zugestimmt. Der Nationalrat hat am 19.06.2020 
zugestimmt, die Frist für die Ausarbeitung eines Erlassentwurfes 
um zwei Jahre bis zur Frühjahrssession 2022 zu verlängern.

• Systemwechsel bei der Wohneigentumsbesteuerung. 
 Parlamentarische Initiative (17.400)
Die parlamentarische Initiative der Kommission für Wirtschaft 
und Abgaben des Ständerates ist am 02.02.2017 eingereicht 
worden. Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des 
Nationalrates hat dieser am 14.08.2017 zugestimmt. Die 
Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates hat 
am 21.08.2018 entschieden, wie der Systemwechsel beim 
Eigenmietwert vollzogen werden soll. Sie hat am 14.02.2019 
einen Vorentwurf verabschiedet, den sie nun in eine Vernehm-
lassung schicken wird. Die Vernehmlassung wurde im Frühling 
2019 eröffnet. Für am Wohnsitz selbstbewohntes Wohnei-
gentum entfällt der Eigenmietwert sowohl auf Bundes- als 
auch auf Kantonsebene. Gleichzeitig werden die Abzüge für die 
Unterhaltskosten, die Kosten der Instandstellung, die Versiche-
rungsprämien sowie die Kosten der Verwaltung durch Dritte 
(die sogenannten Gewinnungskosten) aufgehoben. Die Abzüge 
für Energiesparen, Umweltschutz, Denkmalpfl ege und Rück-
bau werden auf Bundesebene aufgehoben, auf Kantonsebene 
 können die Kantone solche Abzüge in ihrer Steuergesetzgebung 
hingegen weiterhin zulassen. Zweitliegenschaften sollen vom 

Systemwechsel ausgenommen sein; dort bleibt der Eigenmiet-
wert aus fi skalischen Gründen steuerbar. Ebenso bleiben die 
 Erträge aus vermieteten oder verpachteten Liegenschaften 
 steuerbar. Entsprechend bleiben die Unterhaltskosten, die 
Kosten der Instandstellung, die Versicherungsprämien und die 
Kosten der Verwaltung durch Dritte bei solchen Liegenschaften 
weiterhin abzugsfähig. Die Abzüge für Energiesparen, Umwelt-
schutz, Denkmalpfl ege und Rückbau werden jedoch aufgeho-
ben. Zur Abzugsfähigkeit der privaten Schuldzinsen gibt die 
Kommission mehrere Varianten in die Vernehmlassung. Sämt-
liche Varianten sind deutlich strenger als das geltende Recht, 
wonach  die Schuldzinsen im Umfang des Ertrags aus bewegli-
chem und unbeweglichem Vermögen und weiterer CHF 50’000 
abzugs fähig sind. Für den Erwerb von am Wohnsitz selbstbe-
wohntem Wohneigentum wird ein zeitlich und betragsmässig 
begrenzter Ersterwerberabzug eingeführt. So soll es insbeson-
dere auch jüngeren Leuten einfacher möglich sein, Wohneigen-
tum zu erwerben. Dieser Ersterwerberabzug von maximal CHF 
10’000 für Ehepaare und maximal CHF 5’000 für Alleinstehen-
de im ersten Steuerjahr nach dem Erwerb des Eigenheims soll 
über 10 Jahre hinweg gewährt werden und linear abnehmen. Die 
Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates hat 
am 30.08.2019 die Ergebnisse der Vernehmlassung zur Kenntnis 
genommen. In Anbetracht der zahlreichen umstrittenen Fragen 
hat sie die Verwaltung damit beauftragt, im Zusammenhang 
mit der Zweitliegenschaftsproblematik, den Schuldzinsen-
abzügen und einer allfälligen Streichung der ausserfi skalisch 
motivierten Abzüge für Energiespar- und Umweltschutzmass-
nahmen weitere Abklärungen vorzunehmen. Die Kommission 
für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates hat am 15.11.2019 
entschieden, den Bundesrat um eine Stellungnahme zu bitten. 
Sie möchte wissen, ob der Bundesrat einen Systemwechsel 
für angezeigt hält und wie ein ausgewogenes Paket aus seiner 
Sicht gegebenenfalls aussehen müsste. Der Ständerat hat am 
19.12.2019 die Frist bis zur Herbstsession 2021 verlängert. Der 
Bundesrat hat der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des 
Ständerates am 29.01.2020 mitgeteilt, dass er sich erst  äussern 
würde, wenn ihm diese einen konkreten Gesetzesentwurf vorlegt. 
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• Steuerliche Belastung aufgrund von Mitarbeiterbeteiligungen 
bei Start-ups und Familienunternehmen deutlich reduzieren. 
Parlamentarische Initiative (17.456) 
Die parlamentarische Initiative Ruedi Noser (FDP), eingereicht 
am 15.06.2017, verlangt, dass die gesetzlichen Bestimmungen 
des DBG und StHG derart angepasst werden, dass sich die 
steuerliche Belastung aufgrund von Mitarbeiterbeteiligungen 
bei Start-ups und Familienunternehmen deutlich reduziert. Die 
Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates hat 
am 18.05.2018 Folge gegeben. Jene des Nationalrates hat am 
16.05.2019 zugestimmt. 

• Zeitgemässe Berechnung der zulässigen Rendite im Mietrecht 
(17.491)

• Missbräuchlicher Mietertrag. Artikel 269 OR soll auf Zeiten 
von Wohnungsmangel beschränkt werden (17.514)

• Missbräuchlicher Mietertrag. Artikel 270 OR soll auf Zeiten 
von Wohnungsmangel beschränkt werden (17.515)
Die Initiative 17.491 zielt darauf ab, die Kriterien, mit denen ein 
missbräuchlicher Mietzins ermittelt werden kann, gesetzlich zu 
regeln. Gemäss den Initiativen 17.514 und 17.515 sollen die
Bestimmungen über den missbräuchlichen Mietertrag (Art. 269 
und 270 OR) nur zur Anwendung kommen, wenn Wohnungs-
mangel herrscht. Der Nationalrat hat diesen parlamentarischen 
Initiativen am 20.06.2019 Folge gegeben. 

• Aufhebung der Verrechnungssteuer auf inländischen 
 Obligationen und Geldmarktpapieren. Parlamentarische 
 Initiative (17.494)
Die parlamentarische Initiative der Kommission für Wirtschaft 
und Abgaben des Nationalrates ist am 23.10.2017 eingereicht 
worden. Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Stän-
derates hat dieser am 20.08.2018 zugestimmt. Als Ersatz für die 
heutige Verrechnungssteuer ist eine administrativ einfache und 
kostengünstige Sicherungssteuer zu erarbeiten, die das Bankge-
heimnis im Inland vollumfänglich wahrt (kein Meldesystem). Die 
auf dem Zahlstellenprinzip beruhende neue Sicherungssteuer 
soll sämtliche Obligationen- und Geldmarktpapierzinsen erfas-
sen, die in der Schweiz steuerpfl ichtigen natürlichen Personen 
ausgerichtet werden und bei denen keine AIA-Meldung auslän-
discher Staaten erfolgt. Den mit der Steuererhebung betrauten 
Personen (hauptsächlich Banken) ist eine kostendeckende 
Entschädigung auszurichten. Haftungsrisiken der Steuererhe-
bung sind durch geeignete Massnahmen zu minimieren. Die 
von der Wirtschaft- und Abgabekommission des Nationalrates 
eingesetzte Subkommission «Verrechnungssteuer» hat am 
11.06.2019 Eckwerte für eine Reform der Verrechnungsteuer 
im Hinblick auf einen Wechsel vom Schuldner- zum Zahlstel-
lenprinzip defi niert. Der Bundesrat hat am 26.06.2019 be-
schlossen, die sistierte Reform der Verrechnungssteuer wieder-
aufzunehmen. Er hat dazu die Zielsetzungen und die Eckwerte 
verabschiedet. Im Herbst soll eine Vernehmlassungsvorlage 
vorliegen. Kernelement des Reformvorschlags ist zum einen die 
Befreiung inländischer juristischer Personen und ausländischer 
Anleger von der Verrechnungssteuer in Schweizer Zinsanlagen. 
Zum anderen soll der Sicherungszweck für natürliche Personen 
im Inland ausgedehnt und so die Steuerhinterziehung bekämpft 
werden. Der Bundesrat hat am 27.09.2019 weitere Eckwerte 
zur Reform der Verrechnungssteuer verabschiedet. Das Kosten-
Nutzen-Verhältnis sollte langfristig vorteilhaft sein. Der Bun-
desrat hat am 03.04.2020 die Vernehmlassung zur Reform des 
Bundesgesetzes über die Verrechnungssteuer eröffnet.

• Vermögenssteuer anpassen und Besteuerung des Arbeits-
instruments aufheben. Parlamentarische Initiative (17.522) 
Die parlamentarische Initiative Fathi Derder (FDP), eingereicht 
am 15.12.2017, verlangt, dass das StHG so angepasst wird, dass 
das Arbeitsinstrument der Unternehmer nicht mehr der Vermö-
genssteuer unterliegt. Die Kommission für Wirtschaft und Ab-
gaben des Nationalrates hat am 28.01.2019 Folge gegeben. Das 
Geschäft wurde am 07.11.2019 von Olivier Feller übernommen. 
Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates 
hat am 20.01.2020 keine Zustimmung gegeben.
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VERNEHMLASSUNG

Sie finden in der folgenden Übersicht die wichtigsten 
laufenden oder abgeschlossenen, aber noch nicht konkreti-
sierten Vernehmlassungsverfahren auf Bundesebene. Das 
 Abschlussdatum des Vernehmlassungsverfahrens ist in 
Klammern angegeben.

• Bundesgesetz über die Erstellung elektronischer öffentlicher 
Urkunden und elektronischer Beglaubigungen und Änderung 
der Grundbuchverordnung (08.05.2019) 
Mit der Einführung des Bundesgesetzes über die Erstellung 
 elektronischer öffentlicher Urkunden und elektronischer 
 Beglaubigungen (EÖBG) wird vorgeschlagen, den konsequen-
ten Schritt zur vollständigen elektronischen Beurkundung zu 
vollziehen. Nach einer den Bedürfnissen der Praxis entsprechen-
den Übergangsfrist soll künftig das Original der öffentlichen 
Urkunde elektronisch entstehen. Mit der Einführung des EÖBG 
drängen sich auch gewisse Anpassungen in der Grundbuch-
verordnung auf. Grundbuchämter sollen insbesondere künftig 
verpfl ichtet sein, elektronische Anmeldungen entgegenzuneh-
men.

• Bundesgesetz über elektronische Verfahren im Steuerbereich 
(14.10.2019)
Das Bundesgesetz über elektronische Verfahren im Steuerbe-
reich sieht im Wesentlichen Folgendes vor: Um den laufenden 
Prozess der Digitalisierung voranzutreiben, werden die rechtli-
chen Grundlagen im Steuerbereich angepasst resp. neu ge-
schaffen. Die steuerpfl ichtigen Personen sollen im Bereich der 
indirekten Steuern auch verpfl ichtet werden können, mit der 
ESTV elektronisch zu verkehren und dafür bestimmte Portale 
zu verwenden. Im Bereich der Einkommens- und Vermögens-
steuer soll bei elektronischer Einreichung auf das Erfordernis der 
 Unterschrift verzichtet werden. Der Bericht über das Ergebnis 
des Vernehmlassungsverfahrens wurde am 20.05.2020 veröf-
fentlicht.

• Änderung der Verordnung des EFD über den Abzug der 
 Berufskosten unselbstständig Erwerbstätiger bei der direkten 
Bundessteuer (22.10.2019)
Die vorgeschlagene Umsetzung der Motion 17.3631 KVF-S 
 verringert den administrativen Aufwand für Unternehmen mit 
Geschäftsfahrzeugen sowie deren Inhaberinnen und Inhaber. 
Mit der Erhöhung der Pauschale auf 0,9 Prozent des Fahrzeug-
kaufpreises pro Monat werden die Nutzung des Fahrzeugs 
für den Arbeitsweg und weitere private Zwecke abgegolten. 
Ein Abzug der Arbeitswegkosten entfällt bei Anwendung der 
 Pauschale.

• Verordnung über die Auskunft zu Massnahmen des 
 Erwachsenenschutzes (17.01.2020)
Der Erlass einer Massnahme des Erwachsenenschutzes sowie 
ein wirksamer Vorsorgeauftrag können zu einer Einschränkung 
der Handlungsfähigkeit der betroffenen Person führen. Mit einer 
handlungsunfähigen Person abgeschlossene Rechtsgeschäfte 
sind nichtig. Für eine Vertragspartei ist es daher wichtig, in 
Erfahrung bringen zu können, ob ihre Gegenpartei handlungs-
fähig ist. Die Verordnung regelt die Auskunft über das Vorliegen 
und die Wirkungen einer Massnahme des Erwachsenenschutzes 
sowie eines Vorsorgeauftrages.

• Verordnung vom 04.07.2012 über die Vermögensverwaltung 
im Rahmen einer Beistandschaft oder Vormundschaft (VBVV) 
(17.01.2020)
Im Rahmen des neuen Erwachsenenschutzrechts hat der Bun-
desrat per Verordnung Bestimmungen über die Anlage und die 
Aufbewahrung des Vermögens im Rahmen einer Beistandschaft 
oder Vormundschaft erlassen und zusammen mit dem Gesetz 
auf den 01.01.2013 in Kraft gesetzt. Seither hat sich gezeigt, 
dass namentlich im Bereich der Anleitungsfunktion sowie beim 
anwendbaren Sorgfaltsmassstab Unklarheiten, Unsicherheiten 
und Widersprüche bestehen, welche der angestrebten Einheit-
lichkeit abträglich sind. Mit der Totalrevision der Verordnung 
über die Vermögensverwaltung im Rahmen einer Beistand-
schaft oder Vormundschaft sollen diese Probleme behoben 
werden. Nebst für die Praxis wichtigen Präzisierungen beinhaltet 
die Totalrevision kleinere und grössere materielle Anpassungen, 
deren Notwendigkeit sich seit dem Inkrafttreten der Verord-
nung ergeben hat.

https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/ind2019.html#EJPD
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/ind2019.html#EFD
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/ind2019.html#EFD
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/ind2019.html#EJPD
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/ind2019.html#EJPD
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• 14.470 s Pa. Iv. Luginbühl. Schweizer Stiftungsstandort. 
 Stärkung (13.03.2020)
Bereits heute bestehen aufgrund des geltenden liberalen Stif-
tungsrechts gute Rahmenbedingungen für das Stiftungswesen. 
Der Kommission ist es ein wichtiges Anliegen, den erfolgreichen 
Schweizer Stiftungsstandort weiter zu stärken. Diese Massnah-
men entsprechen nach Ansicht der Kommission realen Bedürf-
nissen und werden als moderat sowie praktikabel erachtet. Im 
Übrigen erfordert die Umsetzung der vorgeschlagenen Mass-
nahmen keine Totalrevision des Stiftungsrechts und gewähr-
leistet eine Beibehaltung der bewährten Rechtsgrundlagen.

• Änderung der Verordnung über die Verrechnungssteuer 
(23.03.2020)
Erbinnen und Erben sollen die Verrechnungssteuer auf Erb-
schaftserträgen in ihrem Wohnkanton zurückfordern. Zudem 
sollen Bundesbedienstete im Ausland die Verrechnungssteuer in 
ihrem veranlagenden Kanton zurückfordern.

• Bundesgesetz über die Durchführung von internationalen 
Abkommen im Steuerbereich (StADG) (ehemals: Totalrevision 
des Bundesgesetzes über die Durchführung von zwischen-
staatlichen Abkommen des Bundes zur Vermeidung der 
 Doppelbesteuerung (DBAG)) (27.03.2020)
Das internationale Steuerrecht hat in jüngerer Zeit wesentliche 
Änderungen erfahren. Die Totalrevision des DBAG verfolgt das 
Ziel, durch Anpassung der bereits bestehenden Artikel und 
durch Ergänzung des Gesetzes mit neuen Artikeln die notwendi-
gen gesetzlichen Grundlagen für die Durchführung der Ab-
kommen im Steuerbereich auch zukünftig sicherzustellen. Dies 
betrifft insbesondere die Durchführung von Verständigungs-
verfahren im Rahmen von Doppelbesteuerungsabkommen.

• 09.503 Pa.Iv. Stempelsteuer schrittweise abschaffen und 
 Arbeitsplätze schaffen (Bundesge-setz über die Stempel-
abgaben) (23.04.2020)
Die beiden Vorentwürfe sehen eine zweistufi ge Abschaffung der 
Umsatz- und der Versicherungsabgabe vor. In der ersten Etappe 
werden die Umsatzabgabe auf inländischen Wertschriften 
und auf ausländischen Obligationen mit einer Restlaufzeit von 
weniger als einem Jahr sowie die Abgabe auf Lebensversiche-
rungsprämien abgeschafft. In der zweiten Etappe werden die 
Umsatzabgabe auf den übrigen ausländischen Wertschriften 
 sowie die Abgabe auf Sach- und Vermögensversicherungs-
prämien abgeschafft.

• Bundesgesetz über die Besteuerung von Leibrenten und 
ähnlichen Vorsorgeformen (Umsetzung der Motion 12.3814) 
(10.07.2020)
Von Leibrenten wird heute ein Anteil von 40 Prozent als 
 pauschaler Ertrag besteuert. Dies ist im heutigen Zinsumfeld 
zu hoch. Mit der beantragten Neuregelung wird der steuerbare 
Ertragsanteil der Leibrenten und ähnlicher Versicherungsformen 
fl exibilisiert und den jeweiligen Anlagebedingungen angepasst. 
Die heutige systematische Überbesteuerung bei Renten-
leistungen wird damit beseitigt und bei Rückgewähr und bei 
Rückkauf von Leibrentenversicherungen deutlich gemildert.

• Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer (10.07.2020)
Die Verrechnungssteuer und die Umsatzabgabe stellen ein 
 Hindernis für den Schweizer Kapitalmarkt dar. Gleichzei-
tig bestehen im geltenden System der Verrechnungssteuer 
 Sicherungslücken. Die vorliegende Reform kann beide Probleme 
entschärfen. Die Reform bringt volkswirtschaftliche Vorteile 
und weist ein vorteilhaftes Kosten-Nutzen Verhältnis auf.

• Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes (Weiterentwicklung 
der Mehrwertsteuer in einer digitalisierten und globalisierten 
Wirtschaft) und der Mehrwertsteuerverordnung (12.10.2020)
Die fortschreitende Digitalisierung und Globalisierung der 
 Wirtschaft erfordern Anpassungen bei der Mehrwertsteuer, 
um Wettbewerbsnachteile inländischer Unternehmen zu verhin-
dern und eine gleichmässige Erhebung der Mehrwertsteuer 
sicherzustellen. Die Vorlage enthält weiter Massnahmen zur 
Vereinfachung der Mehrwertsteuer für KMU. Zudem werden 
verschiedene parlamentarische Vorstösse umgesetzt.

https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/ind2019.html#PK
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/ind2019.html#EFD
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/ind2019.html#EFD
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/ind2020.html#PK
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html#EFD
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html#EFD
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html#EFD
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ESTV

Im Folgenden werden die wichtigsten Anweisungen und 
Mitteilungen der Eidgenössischen Steuerverwaltung und 
 anderer administrativer Organe im Bereich Steuern aufge-
führt. Das Publikationsdatum ist in Klammern angegeben.

• Massnahmen aufgrund des Coronavirus (ESTV)
Fragen und Antworten im Bereich Mehrwertsteuer, Verrech-
nungssteuer und Stempelabgaben

• Steuerliche Behandlung von Leistungen gemäss der Verord-
nung über Massnahmen bei Erwerbsausfall im Zusammenhang 
mit dem Coronavirus (Rundschreiben, 06.04.2020)
Die Verordnung enthält keine Bestimmungen zur steuerlichen 
Behandlung solcher Entschädigungen, weshalb die Bestimmun-
gen des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer (DBG) 
und der damit verbundenen Verordnungen Anwendung fi nden. 
Das Rundschreiben verweist daher auf die entsprechenden 
Grundsätze.

• Analyse zum zusätzlichen Abzug von Forschungs- und 
 Entwicklungsaufwand nach Art. 10a und Art. 25a Steuer-
harmonisierungsgesetz (SSK, Arbeitsgruppe Unternehmens-
steuern, 04.06.2020)
Es handelt sich um eine erste Analyse, die zu einem späteren 
Zeitpunkt an weitere Erkenntnisse und Erfahrungen in der Praxis 
angepasst werden kann. Die Analyse erklärt die Grundsätze, die 
die Zulässigkeit des Zusatzabzuges für Forschungs- und Ent-
wicklungsaufwand richten.

• Bericht zu einem allfälligen Anpassungsbedarf des Steuer-
rechts an Entwicklungen der Technik verteilter elektronischer 
Register (DLT/Blockchain) (EFD, 19.06.2020)
Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 19.06.2020 den Be-
richt zu einem allfälligen Anpassungsbedarf des Steuerrechts im 
Bereich Blockchain zur Kenntnis genommen. Der Bericht kommt 
zum Schluss, dass es keine speziellen Gesetzesanpassungen im 
Steuerrecht braucht

https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/direkte-bundessteuer/direkte-bundessteuer/fachinformationen/rundschreiben.html
https://www.steuerkonferenz.ch/downloads/Dokumente/Analysen/Analyse_Abzug_Aufwand-F-und-E_DE.pdf
https://www.efd.admin.ch/efd/de/home/dokumentation/nsb-news_list.msg-id-79513.html
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RECHTSPRECHUNG

Wir legen für Sie die wichtigsten  Bundesgerichtsentscheide 
im Steuerbereich dar, die in der amtlichen Sammlung des 
BGE veröffentlicht oder durch eine Medienmitteilung vor-
gestellt worden sind. Die Referenzen sind in Klammern 
angegeben.

Seit der letzten Ausgabe wurden keine Bundesgerichtsentscheide 
im Steuerbereich in der amtlichen Sammlung des BGE veröffent-
licht.
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